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Antrag 

der Abgeordneten Franziska Eichstädt-Bohlig, Helmut Wilhelm (Amberg), 

Antje Hermenau, Vera Lengsfeld, Steffi Lemke, Gerd Poppe, Werner Schulz (Berlin) 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Verknüpfung einer Mietrechtsänderung Ost mit einer gleichzeitigen 
Wohngeldanhebung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, Beschlüsse zur Änderung 
des Mietrechts in den fünf neuen Ländern nur dann zu fassen, 
wenn zeitgleich eine angemessene Erhöhung des Wohngelds 
beschlossen wird. 

Bonn, den 14. Februar 1995 

Franziska Eichstädt-Bohlig 
Helmut Wilhelm (Amberg) 

Antje Hermenau 
Vera Lengsfeld 
Steffi Lemke 
Gerd Poppe 
Werner Schulz (Berlin) 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 


Begründung 

Nach einem im Auftrag des Bundesministeriums für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau vom Institut für Stadtforschung 
und Strukturpolitik (Berlin) erstellten Gutachten bezogen 1994 
16 Prozent aller Haushalte in den neuen Ländern Wohngeld. In 
Westdeutschland waren es nur 7 Prozent. Die ostdeutschen 
Durchschnittseinkommen lagen in 1994 in etwa bei den Einkom- 
mensgrenzen für den Bezug einer Sozialwohnung nach §§ 25 ff. 
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes. Die Einkommenssituation ist 
für die einzelnen Haushalte sehr unterschiedlich, aber insbeson- 
dere Rentner- und Arbeitslosenhaushalte haben vielfach Durch- 
schnittseinkommen von unter 1 500 DM (Netto). 
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Es besteht die Gefahr, daß die vom Bundesminister für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau angekündigte Einführung des 
Vergleichsmietensystems zu plötzlichen Mietsteigerungen führt, 
die eine steigende Zahl von Haushalten (wieder) vom Wohngeld 
abhängig macht. Auch ist zu befürchten, daß der Anteil der 
Haushalte, die von Sozialhüfe - und damit vom pauschalierten 
Wohngeld - abhängig werden, stark ansteigt. 

In seiner Presseerklärung vom 12. Januar 1995 und in der Sitzung 
des Ausschusses für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
vom 18. Januar 1995 hat der Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau, Dr. Klaus Töpfer, eine Anhebung des 
Sonderwohngelds Ost zeitgleich zur Einführung des Ver- 
gleichsmietensystems in den neuen Ländern zugesichert. Die Be- 
schlußfassung des Deutschen Bundestages soll sicherstellen, daß 
diese Zusage eingehalten wird. 
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